
„ 1as rechte Wort Z rechten Feit-
(senese un: Rezeption der Ostdenkschrift

der Evangelischen Kıirche 1n ihren
gesellschaftlıchen un: rchlichen Kontexten

VO Claud1a Lepp
Im Jahr 2008 erschien dem "Titel „„Das rechte Wort Z rechten Zee1it‘“
eine Denkschrift des Rates der KEvangelischen Kıiırche in Deutschland AA

Offentlichkeitsauftrag der} Darın wurde darüber reflektiert, welche
Kriterien berücksichtigt se1in sollten, WEn sich die evangelische Kıirche mit
einer Denkschrift in den Öffentliıchen Diskurs einschaltete. Im Ontext
derer kommunitikativer Rahmenbedingungen WAar dies ım Jahr 1970 dem
1te „Aufgaben un rtenzen kirchlicher AÄußerungen gesellschaftlichen
Fragen” schon einmal erfolgt. Damals reaglerte mMan mit der SOgeNanNNTtEN
„Denkschriftendenkschrift“‘ auf die Auseinandersetzungen, die eline rch-
liıche Stellungnahme aus dem Jahr 1965 ausgelöst hatte die evangelische
Denkschrift DE Lage der Vertriebenen und das Verhältnis des deutschen
Volkes seinen östlichen Nachbarn‘‘
Der 1te der Denkschrift VO  . 2008 nımmt eine Formulierung Aaus dem bib-
lischen Buch der Sprüche auf un nenn amıt exemplarıisc. 7wel Kriterien
für das Öffentliche Wort der 54 A die Stellungnahmen sollten ErTStTeNs in
der Sache ANSCMESSCH un:! hilfreich se1in, und S1E sollte Zzweltens den richtigen
Zeitpunkt reffen Im Folgenden soll klären versucht werden, ob die
mit der Ostdenkschrift 1965 das rechte Wort AT rechten Zeeit gefunden hatte.
In Bezug auf den Zeitpunkt werden zunächst die politischen, gesellschaftli-
chen und kirchlichen Verhältnisse in der Bundesrepublik Miıtte der sechziger
Jahre beleuchtet.

Staat, Kırche und Gesellschaft der Bundesrepublik
in der CX STEHN Hälfte der 60er Jahre

Die „langen sechziger Jahte”, die VO 958/59 bis 973/74 reichen, gelten
in der historischen Forschung als eine Zeeit dynamischer Modernisierung
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der westdeutschen Gesellschaft un ihrer politischen Kultur.' Wirtschaft-
lich gesehen WAr CS eine Phase wachsenden Wohlstands, in der auch der
durchschnittliche Arbeitnehmerhaushalt steigenden Konsum partiz1ıple-
ren konnte. uch die Vertriebenen hatten 1n ihrer oroßen Mehrheit der
wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung te1il Allerdings befanden S1e sich und
insbesondere die altere Generation Lastenausgleichs un Wohnungs-
bauprogramms och immer in einer so7z1alen Schieflage gegenüber dem
Durchschnitt.“

Kulturell entwickelte sich 1n den sechziger Jahren 7wischen Jugendlichen
un erwachsener Bevölkerungsmehrheit e1n Konflikt, der auch eine politi-
sche Dimension besaß och nicht 11UrTr 1in der Jugend, sondern auch in der
Gesamtbevölkerung SCTZIE eın fundamentaler Wertewandel ein. Selbstent-
faltungswerte wurden zunehmend wichtiger, während PfAicht- und Akzep-
tanzwerte Bedeutung verloren. Se1it Mitte des Jahrzehnts ng C annn
zunehmend die Durchsetzung VO  . Emanzipationsforderungen, einer
umfassenden Demokratisierung und eines als modern empfundenen Le-
bensstils Die politische Westorientierung der Bundesrepublık erhielt IL  — in
der Massenkultur ihre Bekräftigung.

In der Politik PrZIeN die oppositionellen Autbrüche schon Beginn
des Jahrzehnts e1n. Es begann sich eine kritische Offentlichkeit formie-
Ten un eine Diskussion ber die Grundlagen der westdeutschen Politik
ordern Insbesondere während und ach der Spiegel-Affäre 1962 OTIiIen-
barte sich eın staatsbürgerliches Selbstverständnis. Schon se1t 1960
mehrte sich in der politischen Publizistik die Kritik Fehlentwicklungen
un Dehfiziten des Wiederaufbaus. S1e konzentrierte sich zunächst auf die
Versäumntisse der Aufarbeitung der NS-Vergangenheit. Fortan intensivietr-
ten sich die vergangenheitspolitischen Debatten, in denen niıcht mehr eine
nebulöse metaphysische Schuld, sondern konkrete Verbrechen thematistert
wurden. Die Resonanz der Fernsehdokumentationsreihe „„Das Dritte Reich‘‘
VO  = 1960, die Berichterstattung ber den Jerusalemer Eichmann-Prozess
1961 un den Frankfurter Auschwitz-Prozess 1963/65, Kontroversen ber

Zum folgenden siehe CL SCHIL  FALEF FRIED/KAR LAMMERS

(He.) Dynamische Zeiten. Die sechziger Jahre den beiden deutschen Gesellschaften, Ham-

burg 2000; XEL SCHILDT: Vor der Revolte. Die sechziger Jahre, Aus Polıitik un e1it-
geschichte DD (2001), Ta

PAUL LÜUTTINGER, Der Mythos der schnellen Integration. Kıne empirische ntersu-
chung ZuUr Integration der Vertriebenen und Flüchtlinge der Bundesrepublik Deutschland
bis AR Zeitschrift für Soziologie 986), 20—36
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die Verflechtung Bonner Politiker MIt dem NS-Regime sowle die lebhaften

Bundestagsdebatten ber die VerjJährung VOIN NS-Verbrechen zeigen, wI1e
intens1v die £ffentliche Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit
geführt wurde.?

DIe gesellschaftlichen Entwicklungen nde der Wiederaufbauphase
nötigten die politischen Parteien und Verbände, ihr Programm un ihre OF-
fentlichkeitsarbeit den veränderten Verhältnissen anzupasSSCH. Überzeugende
Konzepte ZUTC Gesellschaftsreform NU:  D gefragt, wobe!l die o’7zialde-
mokratie die attraktiveren Angebote machen schien, nachdem s1e mMiIt dem

Godesberger Programm VO  (aD 1959 „ideologischen Ballast“‘ abgeworfen hatte.
DIe „„sozl1ale Marktwirtschaft““, die repräsentative Demokratie, die europa-
ische Integration und insgesamt die Westbindung hatten sich durch ihren

Erfolg leg1timtert. Die Kalte-Krieg-Rhetorik verlor angesichts der weltpoli-
tischen Entwicklung Resonanz.

er Ruf ach Reformen ZUTE Überwindung einer als empfundenen
Situation eZzog sich bereıits in der ersten Hälfte der sechziger Jahre auch auf
die Deutschland- und Außenpolitik. Miıt dem Bau der Mauer 1961 und der
Kuba-Krise 1962 in uropa die Einflusssphären des estens un!
des (Jstens dem schein ach auf Dauer Z„ementiert. [Das ‚„„ACLtOMALC att  C
7zwischen der und den USA, die eigenständigere olle der „Diitten
1t“ als weltpolitischer Einflussfaktor sSOwle die Tendenz der beiden Su-

permächte, ihre Einflusssphäre konsolidieren un! die des anderen

respektieren, hatten die Ost-West-Beziehungen verändert. 1 Jas Zeeitalter
der Entspannungspolitik begann. Miıt dem allmählichen Übergang VO der
Konfrontation der Blöcke ihrer Kooperation wandelte sich auch der Stel-
enwert der deutschen rage 1m ontext der Ost-West-Beziehungen. Die

rage der deutschen Wiedervereinigung verschwand VO  - den Tagesordnun-
DCH der Ost-West-Verhandlungen. Infolge der internationalen Lage SCeIi7te

se1it Beginn der sechziger Jahre in fast allen Parteien und in vielen wichtigen
gesellschaftlichen Gruppen in der Bundesrepublik allmählich ein Umbruch
der Politikansätze hinsichtlich der deutschen rage e1n. Die westdeutsche
Wiedervereinigungspolitik 1m Zeichen VO  e Nicht-Anerkennung, Hallstein-
Doktrin, Rechtsvorbehalte un Junktim zwischen europäischer Sicherheit

Vgl DETLEF SIEGFRIED, 7Zwischen Aufarbeitung und Schlussstrich. Der mgang mMit

der NS-Vergangenheit in den beiden deutschen Staaten 1958 b1is 1969, XEL

DETLEF SI  FRIED/KAR LAMMERS (Hg.) Dynamische Zeiten. Die sechziger Jahre
den beiden deutschen Gesellschaften, Hamburg 2000, TF
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und Fortschritten 1n der deutschen rage WAr in Zentralen Punkten obso-
let geworden un schien den Übergang ZUT Blockkooperation eher be-
lasten. So begann die Suche ach einem modus vivend. Insgesamt
SPI) und FDP diesen veränderten Rahmenbedingungen stärker Rechnung
als die sich unein1igen Unionsparteien.” Allerdings schob auch der se1it 1961
amtierende Außenmintister Gerhard Schröder e1ine vorsichtige ostpolitische
Neujustierung d  ‚9 24SS sich bereits och Adenauer eine ‚„„Politik der
Bewegung“ ankündigte. OfAiziell elt die Bundesrepublik aber inter-
116 Aufbrüche un Kontroversen zunächst Anspruch auf die deutschen
Ostgebiete fest.

In dem sich verändernden politischen Klıma fand das Agleren der He1-
matvertriebenenfunktionäre zunehmend Kritik, S1e valten I  ) häufig bereits
als AGestüge‘? Jedoch die sechziger Jahre VO  $ Entnationalisierungs-
PIOZCSSCH ebenso gepragt w1e VO  w einem wiederaufkeimenden Nationalis-
INU:  N Neben nationalkonsetrvativen Identitätsvorstelungen begann sich lang-
Sa e1in bundesdeutscher Verfassungspatriotismus auszubilden.

uch die evangelische Kirche WAar den sechziger Jahren VO  . Auf- un
Umbrüchen betroffen.® I Die politischen un! kulturellen Wandlungsprozesse
der bundesdeutschen Gesellschaft, die Zunahme nktionalere
renzlerung, kultureller Pluralisierung, relix1öser Individualisierung und poli-
tischer Demokratisierung hatte VOT allem 1in der zweliten Hälfte der sechziger
a.  re oravlerende Auswirkungen auf das kirchlich verfasste Christentum.
IDIG Hälfte des Jahrzehnts WAar jedoch och nıcht VO  w} einem Krisen-
bewusstsein angesichts rückläufiger Kıirchlichkeit gepragt, sondern VO  - kır-
chenreformerischen Überlegungen und ihren Umsetzungen angesichts ste1l-
gender Kirchensteuereinnahmen. Bereits se1it nde der fünfziger Jahre hatten
sich nnerhalb der evangelischen Kıiırche die timmtführerschaften verändert:
So verloren die Kirchlichen Bruderschaften, die bıs dahin eine wichtige olle
in den theologischen un politischen Diskursen innerhalb und außerhalb

Vgl. MANFRED ÖRTEMAKE Geschichte der Bundesrepublik Deutschland. Von
der Gründung bis SA Gegenwart, München 1999 52 ff

Vgl FAULENBACH. DIie Vertreibung der Deutschen AUS den Gebieten jenselts
VO:  . (Oder un! Ne1iße. /ur wissenschaftlichen unı Offentlichen Diskussion Deutschland, 1n:
Aus Polıitik und Zeitgeschichte 51572 (2002) 44—54, hier

Vgl hierzu insgesamt SIEGFRIED HERML  LA'  IA LEPP/HARRY
Hg.) Umbrüche. Der deutsche Protestantismus unı die so7z1alen Bewegungen in den 1960er
und 700er Jahren, Göttingen 2007
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derE gespielt hatten, zunehmend Resonanz der OfFfFentlichkeit./
Gewicht erhielt 11UI11 ein KreIis VON Naturwissenschaftlern, Juristen, Histo-
riıkern un! Theologen 1m Umfeld der EKvangelischen Studiengemeinschaft
in Heidelberg.“ Veränderungen ergaben sich 1n der GESTEN Hälfte der sech-
ziger Jahre auch bereits 1n der Art der Einfilussnahme der Evangelischen
TC auf den Ööffentlichen Meinungsbildungsprozess in einer zunehmend
demokratischeren und pluralistischeren Gesellschaft. Ausdruck der siıch LICU

ausbildenden Kommunikationsformen die Denkschriften der
Waren die vorhergehenden kirchlichen Worte knapp gehalten un:
Weisungscharakter, hatten die Denkschriften einen artgumentativen, ZuUH:

Diskussion anregenden Dabe1 oszilllerten S1e 7zwischen „Ausgewogen-
elit und Profilschärfe‘. [ )Jas ; Zieitalter der Denkschriften“‘! SEFZTE 1962 mMI1t
der chrift „Eigentumsbildung 1n so7z1aler Verantwortung“ ein.

Neben allen diesen Veränderungen beschäftigte die evangelische Kıiırche
während der sechziger Jahre aber auch ihre gesamtdeutsche UOrganisations-
struktur. ! Mıt dem Bau der Berliner Mauer hatten die administrativen Behin-
derungen der grenzübergreifenden Arbeit der eine HICHE Stufe erreicht.
Die direkten kirchlichen Intftormations- und Kommunikationswege konnten
1U:  9r wirksamer abgeschnitten werden. Immer stärker Z1elte der kirchenpoli-
tische Kurs der SE 1m Zuge ihrer Abgrenzungs- und Anerkennungspoli-
tik ach außen un ihrer Machtkonsolidierungspolitik ach innen auf eine
institutionelle Trennung der OST- VO  - den westdeutschen Kirchen Um die
bedrohte kirchliche Ost-West-Gemeinschaft EGLLCH: versuchte die SC

Vgl ARTIN Protestantismus und Evangelische Kirche in den GV0er Jah
ren. X EL SCHILD  ETILEF SI  FRIED/KAR CHRISTIAN LAMMERS (2);
Dynamische Zeiten. IDIIG 60er Jahre in den beiden deutschen Gesellschaften, Hamburg
544—581, hier 547552

Ebd., 551{£.
OLF-DIETER HAUSCHILD, Evangelische Kirche der Bundesrepublik Deutsch-

and zwischen 1961 un 1979 HERMLE, SIEGF  /LEPP, CLAUDIA/OELKE, HAR-

(He) Umbrüche. Der deutsche Protestantismus und die sO71alen Bewegungen den
1960er un 700er Jahren, Göttingen 2007, 51—90, hier

Vgl HENNING CHROER, Art. Denkschriften, Kirchliche: in Theologische Realen-
zyklopädie 1931, hier 494; LUDWIG RAISER Die Denkschriften der ‚vange-
lischen Kirche Deutschland als Wahrnehmung des Offentlichkeitsauftrags der Kirche, in:
KIRCHE  ANZLE DE  — EK (Hg.) IDIIG Denkschriften der Evangelischen Kirche
Deutschland, /1‚ Gütersloh 1976; 9—39, hier 11
11 Ausführlicher: (1 AUDIA DE abu der Kinheit. LdDIie Ost-West-Gemeinschaft der
evangelischen Christen unı die deutsche Teilung 945—1969), Ottingen 2005



80 ( AUDAIA LEPP

wählte Riege kirchlicher Amtsträger, die Diskurse die Kinheit der Kirche
un die Einheit der Natıon entÄlechten. och Kinheitsdeutungen
und -beteuerungen Wr offenkundig, 4SS mit den außeren Behinderungen
die Möglichkeiten füur ein gemeinsames Handeln sanken. Zugleich wirkten
Vorsicht un Rücksichtnahme der Haftungsgemeinschaft allent-
halben ähmend. uch 1im Westen uSsten Strukturreformen zurückgestelt
werden. Das Agleren der jeweiligen Gesellschaft wurde durch die DKESAML-
deutsche Organisationsform belastet. Die Zahl der Öffentlichen kirchlichen
Stellungnahmen deutschlandpolitischen Fragestellungen INg ach dem
Mauerbau stark Zzurück. In den wenigen Stellungnahmen aber lassen sich
bereits Ansätze einem Wandel den OST- unı deutschlandpolitischen
Vorstellungen erkennen, der eine zunächst verhaltene Kritik der Politik
der Bundesregierung und eine Annäherung die SPD und ihren deutsch-
landpolitischen Ansatz eines ‚„„Wandels durch Annäherung“ implizierte. Als
ein Dokument des Übergangs kann die Handreichung 99  Zur Friedensfrage‘“
VO  - 961/62 gelten, der die für „ Koexistenz“ plädierte. ‘“ Wichtige
Impulse für eine CUu«C Ccu  o der Kausalbezüge zwischen der Friedens- und
der Deutschlandfrage erhielt die während der sechziger AUS dem
internationalen Öökumentischen Gespräch. Innerhalb dieser polıtıschen, gesell-
schaftlıchen und kiırchlichen Rahmenbedingungen entstand 1U  . Miıtte des
Jahrzehnts die bekannteste Denkschrıuft der

11 Dıie Entstehungsgeschichte der Ostdenkschrift

DIe rage der nerkennung der Oder-Neiße-Grenze wurde in protestanti-
schen K reisen schon einige Jahre; WEn auch schr vorsichtig un verhalten,
diskutiert.*® Bere1its dem VO  w der EKU-Synode 13 Februar 1959 VCI-

abschiedeten „Notwort das deutsche Olk un die ogroßen Mächte*‘
WAar VO  - der Bereitschaft nıcht näher benannten Opfern gesprochen

Abdruck in Kirchliches Jahrbuch für die Evangelische Kiırche Deutschland (1961),
Ta

Ausführlic! hierzu: HARTMUT RÜDOLEPH, Evangelische Kirche un Vertriebene 1945
bis 1972 Kirche in der He1imat. Vertriebenenseelsorge politische Diakonie das
tbe der Ostkirchen. Göttingen 1985, 15  OO un THOMAS HECK: und Entspan-
NUNgS, Die Evangelische Kirche Deutschland un ihre Bedeutung die Neuformulierung
der (Jst- un! Deutschlandpolitik bis 1969, Frankfurt/M. 1996; 113131
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worden die auch einem Zusammenleben der Völker dienen‘“‘.  <c 14
Aprıl 1961 gvab die Evangelische Kirche 1m RheinlandZVertriebenen-

un! Flüchtlingsproblem eine Besprechungshilfe MI1t dem sprechenden 1te
„Weg ZUT Versöhnung“‘ heraus. Kın Wort des Arbeitskreises der Kıirchlichen
Bruderschaftten in der VO September 1961 forderte die Politiker
271 auf, siıch den Fragen der „Befriedung der Ustgrenzen“ un der „Nor-
malisıerung den Beziehungen den (Qststaaten““ stellen.! DIe Handre1i-
chung „ Züf Friedensfrage“ hatte VO  e „„schmerzhaften Opfern gesprochen‘‘
un! ihr Miıtverfasser Erwın iUlkens kommentierend VOIl „überfällige[n| Na-
t1onalısmen‘‘ un „unrealistische[n| Einseitigkeiten“‘.  SCLLT Alle diese mehr der
weniger vorsichtigen Äußerungen konnten im Sinne des Verzichts auf eine
Revision der deutschen Ustgrenze und die Rückgabe der Gebiete jenselts
VO  - der un e1iße gelesen werden. Deutlich ausgesprochen und VO  . der
politischen und kirchlichen Offentlichkeit wahrgenommen wurden diese p -
litischen Forderungen aber AroT 1m sogenannten „Tübinger Memorandum‘“.
DIe Verfasser des Memorandums'!® kamen aus Wiıssenschaft, Bildung und
Medien, verfügten ber hohes Ansehen 1n der bundesdeutschen OfFentlich-
keit und keiner kirchenpolitischen Gruppe uzuordnen.!? Vier VO  -

ihnen gehörten dem Führungskreis der Evangelischen Studiengemeinschaft
Allen gemeinsam WAar eine „liberal-demokratische Wertechilerarchie die

dieser Zeit in evangelisch-kirchlichen Kreisen och keineswegs selbstver-
tandlıch WAarFr.  ZU Mıt der Denkschrift wollten die cht „mehr Wahrheit‘‘
die bringen“ Dabei verzichteten S1E darauf,  ‘5 ihre politischen Forde-

Siehe Kirchliches Jahrbuch für die Evangelische Kirche Deutschland SO E 959),
15 Siehe Kirchliches Jahrbuch für die Evangelische Kirche in Deutschland 88 I61), 81

Ebd.,
WILKENS, Kirchlicher Dienst gespaltenen Deutschland (EZA BERLIN,

650/95/2)
KEs handelte siıch Hellmut Becker, Joachim Beckmann, Klaus VO'  - Bismarck, Werner

Heisenberg, (Günter Howe, Georg Pıcht, Ludwig Raiser SOWIle arl Friedrich Freiherr VO:

Weizsäcker. Vgl Kirchliches Jahrbuch für die Evangelische Kirche in Deutschland 59, 1962,
78 Näheres den Unterzeichnern be!l: ARTIN Kontinultat un! Krisen.
Der deutsche Protestantismus den 6VUer Jahren, in: Mitteilungen der Evangelischen Arbeits-
gemeinschaft für irchliche Zeitgeschichte (T ME 9‚ hier Tf
19 ARTIN „Mehr Wahrheit in der Politik!‘‘ 1Jas Tübinger Memorandum
VO  - 1961, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 48 (2000) 491—513, hier 490%
2() Vgl (wıe Anm.18),
21 (wıe Anm 19), 500
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rTunNgch 1n einen theologischen Begründungszusammenhang stellen. In
dem Memotandum warften S1E den bundesdeutschen Parteien VOL.  5 gegenüber
der Bevölkerung nationale und internationale Realıtäten verschleiern und
dringend anstehende Entscheidungen aufzuschieben. DIiese Behauptung
emplifizierten S1E anhand VO  S Beispielen AaUus den Bereichen Außenpoltik,
Rüstungspolitik, Notstandsgesetzgebung, Sozlalpolitik SOWwIle Schulpolitik.
Auf außbenpolitischem Gebiet vermissten S1Ee eine „aktıve Außenpolitik““,
die einer „Normalisierung der politischen Beziehungen den Ööstliıchen
Nachbarn Deutschlands‘‘ führte  '9 un! forderten die Anerkenntnis, ‚„„dass
den Souveranitatsanspruch auf die Gebiete jenselts der Oder-Neiße-Lintie
werden verlorengeben müssen.  cc22 Unverblümt Onfrontierten S1e die OF-
tentlichkeit mit dem Dılemma bundesrepublikanischer Außenpolitik, die
sich jenselts des Ost-West-Konflikts durch ihre Revisionsbestrebungen un
Rechtsvorbehalte in einen Konflikt mi1t ihren Ööstlıchen Nachbarn gebracht
Hatte; dem S1e immer weniger mM1t der Unterstützung der Westmächte
rechnen konnte, die vorrang1g einer Stabilisierung des europäischen Status
JUO interessiert

[ Jas Memorandum WAarTr ein Zeugnis für die zunehmende Öffnung der
politischen Diskussion waährend der sechzigerJahre: Seine Resonanz 1n den
westdeutschen en Parteien, Verbänden und auch in der evangelischen
Kirche WArTr ebenso gewaltig Ww1e vielfältig.“ Im Zentrum der Öffentlichen
Diskussion standen dabe1 VOT allem die Aussagen des Memorandums Z

Oder-Ne1iße-Lintie als deutscher Ustgrenze. Politiker und politische Gruppen
verwliesen auf die Abmachungen der Potsdamer Konfterenz VO  . 1945 denen
zufolge die endgültige egelung der Oder-Neiße-Frage einem Friedensver-
ırag für ganz Deutschland vorbehalte: werden sollte. In einer vorzeitigen
„Verzichtserklärung“ sahen einige ihnen nıcht 11UTr politische Unge-

Kirchliches Jahrbuch für die Evangelische Kirche Deutschland )62),
DA Vgl HERMANN RUDOLPH, Eıne Zeit VELSCSSCHCI Anfäange: Die sechziger Jahre, 1n;
ERNER WEIDENFELD (Heg.) Politische Kultur un deutsche Frage. Materialien ZU)

Staats- unı Nationalbewußtsein in der Bundesrepublik Deutschland, Köln 1989 59—72, hier
64

Ursprüngliıch Wr das Memorandum cht für die Öffentlichkeit, sondern für interne
Gespräche 80088 Bundestagsabgeordneten Ner Fraktionen bestimmt SCWECSCH. Durch ine 14
diskretion wurden jedoch Textteile publık, woraufhin siıch die Vertfasser ZUT Veröffentlichung
des Textes entschlossen. Vgl Kirchliches Jahrbuch für die Evangelische Kıirche in
Deutschland 8 9 1962, 7Z7u den Reaktionen vgl eb 78—806 SOWIle KECK (vgl Anm 19
136—148 und (wie 19); 507513
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schicktheit, sondern ga ‚„„Landesverrat“‘.  C6 25 DIie Flüchtlinge un Vertriebenen
un! ihre Verbände betonten ihr „Recht auf He1imat““ und forderten politische
Maßnahmen dessen Durchsetzung. uch innerprotestantisch standen sich
Befürworter un Gegner einer Anerkennung der deutschen Gebietsverluste
im (Osten schroft gegenüber. Auf entschiedene Ablehnung stieß das Me-
motrandum Ostkirchenausschuss der der se1t 1946 die kirchlichen
Belange der Vertriebenen wahrnahm.*® Zustimmend nußerte sich hingegen
der „Beienroder Konvent , ein Aaus der Bekennenden Kirche hervorgegange-
HCT Zusammenschluss ostpreulßischer Pfarrer und 21e1  27 Im Getümmel der
Meinungskämpfe veröffentlichte der KRat der Maı eine rklä-
runNg, in der niıcht nhaltlıch dem Memorandum Stellung nahm, sondern
sich die diffamierende Kritik dessen Verfassern wandte, gleichzeitig
aber auch deutlich machte, 24SS das emotrandum niıcht in seinem Auftrage
geschrieben worden WAfr.  25 Irotz dieser ELW4Ss distanzierenden Stellungnahme
des Rates WAar aber klar, A4SS sich die Kirche den durch das Memorandum
gestellten Fragen AT deutschen Ustgrenze zukünftig stellen sollte Insgesamt

das Memorandum dafür, 24SS die rage der deutschen Ostgebiete 1ins
Zentrum der kirchlichen, aber auch der politischen Offentlichkeit rückte und
Ort auch SCIAUIMNE Zeit blieb So stand be1 einer 1I£fD-Umfrage VO Januar
1963 auf die rage: ‚, Was ten S1e für die wichtigste rage, mMi1t der mMan

siıch heute in Westdeutschland allgemeın beschäftigen sollter‘ das 'Thema
„Wiedervereinigung (Rückgabe der Ostgebiete)” be1 den Befragten mMI1t 241%

EersStTer Stelle.“ Unter den befragten Protestanten WATLr der Anteıl mit 371%
ocher IDIEG bundesrepublikanische Offentlichkeit Allgemeinen und
die Protestanten 1m Besonderen demzufolge für das ema „„Wieder-
vereinigung un deutsche Ostgrenze“ hoch senstbilistert. Und lejenigen, die
in der Deutschland- un Ostpolitik CC Wege gehen wollten, hatten durch
das Memorandum ihr 1gna. Z Aufbruch erhalten.” Während sich die

deutschlandpolitisch in Zurückhaltung übte, Wagte S1E auf dem Gebiet

25 Vgl Kirchliches Jahrbuch für die Evangelische Kirche in Deutschland (1962)
26 Vgl eb  ‚9 8IFf£.

Ebd. 5
28 Ebd
29 /Zahlen be1 GERHARD SCH  HE Protestanten un Katholiken. Soziologische
Analyse konfessioneller Kultur, Bern, München 248

3() Vgl (wıe Anm.18), 1 9 ECK (wie Anm. 15% 142;  AN
Kirche unı Offentlichkeit, Stuttgart 19475 201
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der Ostpolitik einen Vorstoß Dabe1i galt CS jedoch zunächst Kompetenzen
klären: WT urfte sich kirchlicherseits ZU 'LThema der Vertriebenen un:

der Ustgrenzen außern”
In Reaktion auf den £ffentliıchen Diskurs das Tübinger Memorandum

beschlossen die westdeutschen Mitglieder der Kammer für ffentliche Ver-
o ihrem Vorsitzenden, dem trenommtlerten Tübinger Rechts-
wissenschaftler und Miıtautor des Tübinger Memorandums, Ludwig Ratiser 1m
November 1962, sich zukünftig mit dem “Problem der deutschen Ansprüche
auf die £früheren deutschen Ostgeblete: beschäftigen”‘. Gleichzeitig woll-

siıch jedoch auch der Ostkirchenausschuss, das Leitungsgremium der in
den Landeskirchen bestehenden evangelischen Hıltftskomitees der Vertriebe-
NCI, der Thematık außern. Der Kat der heß siıch 18 Januar 1963
VO Vorsitzenden des Ostkirchenausschusses dessen Thesen ZU Recht
auf He1imat““ un! bat Bischof Reinhard Wester, der se1t 1957 Be-
auftragter des Rates der für Umsiedler- un! Flüchtlingsfragen WAaTL, ein
„seelsorgerliches Wort‘‘ die Vertriebenen verfassen. DIie Kammer für
$fentliche Verantwortung MUSSTE ihre Arbeit SA der "LThematik einstellen.
Diese Lösung stellte aber keinen zufrieden: Der Ostkirchenausschuss dräng-

auf eine offizielle Verabschiedung seiner Thesen, Bischoft Wester konnte
seliner Aufgabe, den ntentionen des Ostkirchenausschusses und denen

des Tübinger Memorandums gerecht werden, 11UTr scheitern, un die Kam-
mermitglieder ber ihre Dispensierung VO  - dem ema emport32
er Rat revidierte seinen Beschluss im Marz, und begann die politisch
WI1E theologisch plural usamrnengesetzte Kammer 1m Herbst 1965; einer
Denkschrift ZUE 95  CC auf He1mat““ arbeiten.”

Ratiser WAr sich der Bedeutung der Aufgabe bewusst. Im August des Jahres
chrieb die Kirchenkanzlei der „Denn die PE ist hier ganz
intach gefordert. Si1e wıird VO  = den Vertriebenen, als e1in Stück geretteter
He1imat, für sich und leider auch für die Forderungen ihrer politischen
D in Anspruch e  I1  IL  > und S1e WAar Ja auch e1m Memorandum mit im
ple (gleichgültig, un inwiefern). Ich wl auch gar nicht verschwe!1-

41 Niederschrift ber die Verhandlungen der Kammer für Öftfentliche Verantwortung
(EZA Berlin, 2/1355)

Niederschrift ber die Verhandlungen der Kammer für Öffentliche Verantwortung
6.2.1963 (EZA Berlin, /1354)

22 Z ur Entstehungsgeschichte der Ostdenkschrift vgl. uch: RUDOLPH (wıe 13),
ECK (wıe Anm. 13X 149—1 60; (wıie 559564
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DCN, 4SS 1n melinen Augen die Kıirche hier eine spezifische Aufgabe hat: die
Befriedung der Vertriebenen, die Anbahnung eines Verständnisses
unserer Aufgabe gegenüber Polen sind Aufgaben, die die Politiker al-
lein gai nicht eisten können, WE die Kıiırche ”aZu nıcht 1im Sittlichen den
Boden bereitet.  654 Im Laufe ihrer Arbeit SETZIE sich die Kammer Mit den
gegensätzlichen theologischen un kirchenpolitischen Positionen U IThe-
matık auseinander, die 1n Z7wel 'Thesenreihen verdichtetwurden. DIe Thesen
des Bieletelder Arbeitskreises der Kıirchlichen Bruderschaften enthielten die
Auffassung, 4SS der Versöhnung der Welt durch (sott in Jesus Christus das
Kintreten der Christen für Frieden und Versöhnung im privaten, so7z1alen un
politischen Bereich korrespondieren mMmusse. In ihrer stiebzehnten 'IThese hieß

39  In der gegenwärtigen Situation erscheint die Preisgabe des deutschen
Anspruchs auf die verlorenen Ostgebiete und der Verzicht auf die Rückkehr
dorthin des Friedens und eines guten Zusammenlebens mMIit uNsSCTCIIMN

Ööstlıchen Nachbarn willen als geboten. 7u olcher Erkenntnis befreit das
vangelıum die politische Vernunft.  C506 DIie VO  z führenden Vertretern des
Ostkirchenausschusses formulierten geNanNtEN 1 übecker Thesen1-

fen jede Indienstnahme des Evangeliums für menschliche bzw. politische
/Z1ele und Interessen. Gleichzeitig hieß CS jedoch in der etzten ese, CS Nal
‚„ VOIN Evangelıuum her geboten, 24SS WIr eine voreilige Verzichts-
erklärung A arnend 1SCIC Stimme erheben‘“‘.  6 37 Vertreter der sakularen
Vertriebenenverbände SOWwl1e des Ostkirchenausschusses legten Februar
1964 in der Kammer ihre Positionen dar, hne 4SS 5 einer Annäherung
kam  55 Kın Vertreter des Ostkirchenausschusses Superintendent Klaus
Harms WAar be1 fast allen Kammersitzungen anwesend. Z Beginn des Jah
D 1965 wurden die Lübecker Thesen veröffentlicht, WA4s VO Rat der
kritisiert un:! VO  - Ratiser als Gesprächsabbruch gedeutet wurde  39

Das Arbeitsvorhaben 939  CC auf He1imat“‘ wurde bereits auf der 7zweliten
Kammersitzung den Aspekt der sozlalen, wirtschaftlichen, gesellschaft-
liıchen un! kirchlichen Eingliederung der Vertriebenen erganzt. Ausgangs-

/Zitiert nach (wie Anm. 559£.
235 Vgl eb  9

/ıtiert nach eb  5 561
Zaitiert nach eb 562

38 Niederschrift über die Sitzung der Kammer für Öffentliche Verantwortung in
Frankfurt/M. 21./22.2.1964 2/1354 10)
20 Vgl RUDOLPH (wıe 13), 118£.
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punkt bildete e1n nNntwur des AUuUsSs Schlestien vertriebenen Ludwig Landsberg.
Er WAr Ministerlaldirigent für Vertriebenen- und Flüchtlingsfragen 1im Ar-
be1its- un So7z1alministerium VO  , Nordrhein-Westfalen, ab 1965 Mitglied der
Leitung der KEvangelischen Kıiırche im Rheinland un Schwager VO  ; Außen-
minister Schröder.“ Aufgrund seiner beruflichen atigkeit sah Landsberg die
Vertriebenen vornehmlich als Objekte staatlicher un kirchlicher Fürsorge,
deren Dehzite 1: NannNteE, un nıcht als wirtschaftliche und gesellschaftliche
Sübjekte.? So blieb be1 i1hm auch die olle der Vertriebenen im Moderntiste-
ruNgSprOzZCSS der Bundesrepublik unterbelichtet. Dre1i Monate VOT Ersche1-
11 der Denkschrift eltete Landsberg gemeinsam mM1it Philipp VO  - Bismarck,
dem stellvertretenden Sprecher der Pommerschen Landsmannschaft, auf
dem Kölner Kirchentag eın VO  w 1200 Zuhörern besuchtes Podiumsgespräch.
Dabei INg CS ebenfalls beide Aspekte der Vertriebenenthematik: die
zukünftige Ostpolitik un die Integration der Vertriebenen.“ Letztere sollte
wieder 1ns $fentliche Bewusstsein gerückt werden. uch ach dem rchen-
tag wurde och Integrationstein der Denkschrift VOT allem VO  - Ratiser
und dem Geschäftsführer der Kammer, Erwin ilkens, weitergearbeitet,
insbesondere da der ntwur lange keine klare Vorstellungen enthielt, w1e
die gesellschaftliche Integration gefördert werden könne.”

DIe sechs Kammermitglieder aus der DDR* wurden zunächst nicht in
die Arbeit miteinbezogen. { Ddies hatte 7wel Gründe: Zum einen billigte der
Rat der Kammer 1mM August 1962 Z angesichts der schwierigen Kommunti-
kationsbedingungen gELFENNT tagen.“” Zum anderen WAar für die DDR das

4() Vgl eb  9 108f., 138f., 157
41 SO uch die Kritik VO:  - FRIEDRICH SPIEGEL-SCHMIDT: Lernprozess. Kın Leben
7wischen Kirche un! Polıtik. Vom KEinsatz für das Deutschtum in Ungarn ZU)| Kintreten für
die Versöhnung des deutschen Volkes mit den Ööstlichen Nachbarn. Teıl 992 Wıen
1992, 174

Vertriebene, Flüchtlinge, Eınheimische Gelöste un ungelöste Fragen Gesellschaft,
Polıitik un! Kirche, Deutscher Evangelischer Kirchentag Köln 1965 Dokumente, hg. im
Auftrag des Präsidiums des deutschen Evangelischen Kirchentags, Stuttgart/Berlin, 78  LI7\
810
4% Vgl. die /Ziıtate Ratisers bei RUDOLPH (wıe 13), 108f., 144£.

DieseCGünter Jacob, Johannes Hamel, ermann Klemm, Gottfried Volgt, He1inz-
Friedrich Pflugk un! Walter Verwiebe. Aus der Bundesrepublik kamen Kammermitglie-
der
45 Niederschrift über die Sitzung des Rates der 30./31.8.1962 (EZA Berlin,
2/1353)
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Problem der Ostgebiete bereits rechtlich geklärt. In einem Abkommen mMi1t
Polen VO 1950 hatte S1Ce die Oder-Neiße-Grenze als „Friedens- un
Freundschaftsgrenze‘“ anerkannt.“® IJa angesichts dieser politischen Lage die
Denkschrift vornehmlıic auf die Bundesrepublik zielte.  9 wurden die Kam-
mermitglieder und weltere Kıirchenvertreter Aaus der DDR ETSF nde 1964
beratend hinzugezogen. Auf einer gemeinsamen Sitzung 18 Dezember

Ost-Berlin baten Sie. das 'LThema in „seine oröberen politischen, geschicht-
lichen und voölkerrechtlichen Zusammenhänge hineinzustellen.‘“* / xwar dür-
fe die menschliche Seite der Problematik nıcht übersehen werden, doch Nal
CS wichtig, gyab das Protokall ihre Einwände wlieder, „diesen ganNzecn HFra-
genkomplex 1m Zusammenhang einer künftigen haltbaren Friedensordnung
zwischen den Völkern sehen. KEinem %@n  en Beitrag hierzu Nal
ANSCINCSSCIL, den Fragenbereich des ‚Rechtes auf He1imat‘ vornehmlıch
dem Vorzeichen der Versöhnung zwischen Deutschland und den Völkern
des ()stens (vor allem Oolen und Ischechoslowakei) sehen. uch
diesem Gesichtspunkt nıcht erwartet, daß in einem kirchlichen Wort
naheliegende konkrete politische Forderungen gestellt werden. IDIE beab-
sichtigte Denkschrift wıird aber als eine gute Gelegenheit bezeichnet, 1in-
teressierten Kreisen namentlich 1in Polen zeigen, daß 68 in Deutschland
eine sehr 1e] besonnenere Betrachtung dieses Fragenbereiches gebe, als 68

oft ach außen hın den schein habe oder in der Propaganda herausge-
stellt werde. Suche IMNan mit dieser Denkschrift auch das Ohr VO  = Persön-
liıchkeiten Polen, werde s1e auch annn ihre irkung nicht verfehlen,
WE dies ach außen nıcht gleich Erscheinung tritt.‘ ® IDITG Autoren der
Denkschrift nahmen diese wichtigen nregungen auf un! WAar CS den
Kammermitgliedern AUuSs der DDR verdanken, 4SS 1in der Denkschrift
die außen- un: friedenspolitische Dimension des Fragebereichs stärker be-
rücksichtigt wurde. Die Polen wurden Adressaten der Denkschrift, —

durch eine ausschließlic nationale Perspektive auf die rage der Ostgebiete
vermtlieden wurde. Ebenfalls erfolgreich hatten die Kammermitglieder AUS

der DD  Z dafür plädiert, 24SSs die rage des Rechts auf Wiedervereinigung
46 Vgl ANDREAS MALYCHA „Wır haben erkannt, dal die Oder-Neiße-Grenze die Frie-
densgrenze ist  ce Die SED und die NECUC stgrenze 1945 bis 1951, 1n Deutschland Archiv 22
(2000) 1OZLUT Dort uch weiterführende iteratur.
47 Entwurf des Kurzprotokolls über die Sitzung der Kammer für Öffentliche Verantwor-

VO  - KErwin Wıilkens (EZA Berlin, 24350 Ostdeutsche Teilnehmer
Hamel, Hiıldebrandt, Klemm, Pflugk und ehm

48 Ebd
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un die rage des Rechts auf He1imat in der Denkschrift voneinander g-
trennt wutrden.” DIe gesamtdeutschen elile in der Entstehungsgeschichte
der Denkschrift dokumentierten aber nıcht 11UT die wechselseitige Befruch-
(ung, sondern auch die Problemlagen gesamtkirchlicher Arbeit 1mM geteilten
Deutschland So erschwerte die unterschiedliche Vergangenheitspolitik der
beiden deutschen Staaten einen gemeinsamen kiırchlichen Sprachgebrauch 1n
politischen Fragen. Um eine Provokation der SED vermeiden, wüunschten
die Kammermitglieder A4AUuS der DD  z das Wort „ Vertnebene durch das Wort
„Umsiedler‘‘ auszutauschen?“. Der Begriff . Umsiedlier“ WAr auf Anordnung
der se1t September 1945 1n der SB/ verbindlich D
schrieben un: verharmloste gezlielt das Geschehen VO  - Flucht und Vertre1-
bung?.. 948/49 wurde die CIZWUNSCNEC Sprachregelung annn sukzess1ive
durch die Anordnung völliger Sprachlosigkeit abgelöst; diese gelang jedoch
nicht sofort unı nıcht völlig. DIe westdeutschen Kammermitglieder verwe1l-
gerten indessen erfolgreich diesen Irıbut die SEI) und ihre Tabuisierung
der Vertriebenenproblematik. Während die anderen Kammermitglieder aus
der DDR dem lext der Denkschrtift dennoch zustimmten, lehnte ıh: (3Uun-
ter Jacob ab Kr storte sich nicht alleın einzelnen Formulierungen, SUO11-

en der Darstellung und Beurteillung YaNzct Problemzusammenhänge
und drohte mM1t dem Austritt AUS der Kammer>?. DIiIe Ratsmitglieder AaUuSs der
DDR hingegen wollten die Denkschrift nıcht mitverantworten, billigten aber
eiIne Veröffentlichung außerhalb ihrer Verantwortung””. Irotz dieses Votums
stimmte der Rat der der Veröffentlichung der Denkschrift aber als
Gesamtgremium un! nıcht 11UTr Namens seiner westdeutschen Mitglieder
Kıs galt, die Kinheit der wahren.“ Um die Kıirchen der DD  Z jedoch
VOT staatlichen Angriffen schützen, allein die westdeutschen Kam-
mermitglieder die Verantwortung für den Inhalt der chriıft

49 Aktenvermérk VO:  - ehm (EZA Berlin. 104 / 17)
Vgl RUDOLPH (wıe 13),

51 Vgl MICHAEL, Vertreibung un Vergangenheitspolitik. Kın Versuch
ber geteilte deutsche Nachkriegsidentitäten, 1n; Deutschland Archiv 997 177—-195,
hler 183

Jacob Behm, 27.8.1965 (KZA Berlin, 2/135%) Jacob nahm ab Februar 1966 nicht
mehr den Kammersitzungen teil. Vgl Jacob Behm, 25.2.1966
53 Niederschrift über die gemeinsame Besprechung des Rates der 1.8.1965 (EZA
Berlin, 2/ /64)

Auszug A4AuUusSs der Nıiederschrift ber die Sitzung des Rates der 12./13.8.1965
(EZA Berlıin, 4/138)
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DDIie Ostdenkschrift erschlen allerdings Eerst 1im Oktober 1965; eine
Kollisiıon M1t dem Wort des Rates der ‚, ZUT Besinnung auf das 1e9os-
ende 1945°° vermeiden.” [ )as Wort knüpfte ausdrücklich die Stuttgarter
Schulderklärung und bezeichnete die Kapitulation als Befreiung VO  $ der
NS-Gewaltherrschaft un! als Möglichkeit für einen Anfang, MC

auch der ASt der politischen Spaltung”®. Der Rat ftormulhierte 1n seinem
Bußruf Fragen und Aufgaben. Er fragte, ob die Christen Deutschland den

Anfang genutzt hatten. die Kausalitätsbeziehung erkennen, 935
uUunNSEeETE schmerzliche Zerrissenheit ihre Ursache in den Irrwegen hat, die
WIr sind“‘“. Er fragte, ob S1e Unrecht wieder gutmachen SOWwle
die politisch-mentalen Voraussetzungen, die das ‚„„Dritte Reich“‘ ermöglıch-
tcn:; beseitigen wollten. Kr unterstrtich, 4SS das rtbe der Vergangenheit als

Verpflichtung sowohl auf der alteren W1E auch auf der jüngeren (seneration
liege. Zauletzt betonte der Rat Berufung auf Kor 5:20 den Versöh-
nungsgedanken, der siıch auch auf das politische Leben auswirken sollte.

Knapp rel ochen spater erschtien eine weltere kirchliche Erklärung, die
siıch 1n ihrem Inhalt sehr deutlich VO  S der des Rates unterschied. Ks handelte
sich dabe1 das „ Wort ZU zwanzigsten Jahr der Vertreibung“ des (Jst-
kirchenausschusses und des Konvents der evangelischen Ostkir-
chen die evangelischen Vertriebenen. hne die NS- un Kriegsverbre-
chen als eigentlichen Grund für das Schicksal der Vertriebenen HCHHEN;
bezeichneten die Vertasser Flucht un! Vertreibung der Deutschen als Te1il der
Weltflüchtlingsnot. S1e dankten für die Hilte, die den Vertriebenen be1 ihrer

Eingliederung zute1l wurde, erinnerten aber auch die „ Verantwortung für
die angestarnmte Heimat, die S1C als . Gabe (sottes 1m irdischen Leben:‘“‘
definierten. DIe Vertriebenen sollten daher nicht 1U die Vergebung der
Schuld, sondern auch die „Rückkehr in die He1imat“‘ beten dürten ach
dem Wıllen ihrer Vertreter sollten s1e Hass un Feindschaft überwinden hel-
fen. siıch Unrecht widersetzen un! dem Gedanken Rache und Ver-

geltung S1e sollten aber auch der Behauptung widersprechen, 4SS
CS L1UT die Alternative VO „Verzicht und Gewaltanwendung“‘ gebe. IIenn
„wahre Aussöhnung‘‘, hieß CS 1n dem Wort, verlange die Erkenntnis, A4SS
gewaltsame Vertreibung die allgemeinen Menschenrechte verstoße.

55 Niederschrift über die Sitzung des Rates der (EZA Berlın,
2/19357)

Wort des Rates der ZUrTr Besinnung autf das Kriegsende 1945 Abdruck in Kirchli-
ches Jahrbuch für die Evangelische Kirche Deutschland G} 965), 82f.
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[Das Ziıel des Friedens zwischen den Völkern fordere VO  =) den evangelıschen
Vertriebenen sowohl die Bereitschaft PALE: Aussöhnung WIE das Kintreten für
die Menschenrechte un verlange ihren Eınsatz für ‚„‚dauerhafte 7zwischen-
staatliıche Regelungen auf der Grundlage VO  . Sittlichkeit und Recht.‘‘

Wie die spatere Diskussion die Ostdenkschrift machten bereits die-
beiden Erklärungen ZU Jahrestag des Kriegsendes AaUusSs dem Raum

der Ek  Z die Gegensätze innerhalb des deutschen Protestantismus und
die schwierige Problematik einer evangelischen thık des Politischen eut-
lich.>‘

11L IDDer Inhalt der Ostdenkschrift

Miıt halbjährigem Abstand den beiden Worten ZU Maı wurde 1im kto-
ber 1965 dem 1te DIE Lage der Vertriebenen un das Verhältnis des
deutschen Volkes seinen Östlıchen Nachbarn‘‘ die VO  $ der Kammer für
Öffentliche Verantwortung der erarbeitete Denkschrift veröffentlicht.
Im ELISTEN, der insgesamt sechs Kapitel skizzierten die Verfasser „Umfang
und Zusammenhänge der Probleme*‘°® (S ö1) S1e verwliesen zunächst auf
die Vertreibung als humanitäre Katastrophe, auf den einzelnen Vertriebenen
als Leidenden ex1istenzieller un psychosozialer Not. nschließend wurden
die historischen Kausalbezüge benannt: ADIE den Deutschen angetanen Hn
rechtstaten können nıcht Aaus dem Zusammenhang mMit der politischen und
motalischen Verirrung herausgelöst werden, 1n die sich das deutsche Olk
VO Nationalsoz1alismus hat führen lassen.“ (S ö1) Als Kernproblem be-
schrieben die Autoren, 4SS „sıch zwanzıg Jahre ach Beendigung der Z weiten
Weltkrieges 2um die Möglichkeit abzeichnet, die schwerwiegenden Fragen
der Schuld un:ı des Rechtes 7zwischen den beteiligten Völkern 1n sachlicher
Oftenheit erortern. e Solange dieser Zustand einer och ausstehenden
Versöhnung besteht, bildet 6 einen erd der Unruhe, we1l ohne OÖsung
der deutschen rage alle Bemühungen eine politische KEntspannung 1in
Mitteleuropa und eine CHE tragfähige Friedensordnung zwischen den
Völkern erfolglos bleiben mussen.“‘ (D ö2)

Vgl eb  9 81
58 Abdruck 1n IDIG Denkschriften der Evangelischen Kıiırche Deutschland. Hg. VO  - der
Kirchenkanzlei der Mıt iner FKEınführung VO:  w Ludwig Ratser. Frieden, Versöh-
NUNS unı Menschenrechte, Guüterslicoh 1978,
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Im 7welten Kapıtel werden der Überschrift ‚‚Die Vertriebenen in
Gesellschaft und Kirche*‘‘ die Erfolge un Defizite der Integration aufge-
führt. Ks wird Kritik der westdeutschen Aufnahmegesellschaft geübt und
darauf hingewlesen, 24SS der Integrationsprozess och nıcht abgeschlossen
se1 Ks bleibe och die „Aufgabe bestehen, den Vertriebenen auf der einen
Seite ermöglichen un S1e darın unterstutzen, ihre eigene, für die eut-
sche eschichte wesentliche kulturelle "Iradıition pflegen, auf der anderen
NSeite aber ihnen voller Gleichheıit der gesellschaftlichen un wirtschaftli-
chen Entwicklungsmöglichkeiten verhelfen.‘‘ S Ö9) DIie Erfahrungen in
der Aufnahmegesellschaft hatten be1 den Vertriebenen einem - Irauma-
geführt, das L1U:  . das gegenseltige Verhältnis belaste. uch VO  w der Kirche
wurde weltere Integrationshilfe gefordert, VOL allem durch Seelsorge. Dabel
mMusse der gewaltsame Verlust der He1matZGeschichtshandeln (sottes in

eziehung gESEIZT werden. Letztlich mache NUur ein Ja ZUE Gericht (sottes°®
den Weg Aufgaben frei dieses Ja musse aber „„ZUSAMMCNHN MIt den
Vertriebenen VO  ' der Gesamtheit des Volkes in der Solidarıtät einer einzigen
groben Schuld- und Haftungsgemeinschaft gesprochen werden‘‘ (D 95)

DDas dritte Kapitel informierte ber die „gegenwärtige Lage 1n den (se-
bleten jense1ts der Oder-Neiße-Lintie“‘ (S )4) Im vierten Kapıtel wurden die
völkerrechtlichen Fragen abgehandelt und ZUrT Nuüuchternheit 1im politischen
Gebrauch völkerrechtlicher Argumente aufgefordert. Denn, hieß e ö
39  CC steht Recht der och deutlicher Unrecht Unrecht.
In olcher Lage wird das Beharren auf gegensätzlichen Rechtsbehauptun-
SCN, mi1t denen jede Parte1 NUr ihre Interessen verfolgt, unfruchtbar, Ja
einer Getahr für den Frieden 7zwischen beiden Völkern Auf dieser Ebene
ist der Konflikt nıcht lösen. Daher o1lt e '9 einen Ausgleich suchen, der
eine Cu«c Ordnung zwischen Deutschen un olen herstellt.‘‘ (D 109) DIie
Autoren mahnten die besondere Verpflichtung der Deutschen, die sich
AaUus dem Etbe einer bösen Vergangenheit“ (D 108) ersebe: Es gelte das
Lebensrecht des polnischen Volkes respektieren, ihm den notwendigen
Raum DA ntfaltung zuzugestehen und nicht durch die Vertreibung der
1n estpolen ansassıgen Bevölkerung Unrecht schaffen.

Das fünfte Kapıtel WAar VO  = „theologischen un ethischen Erwägungen“”
748 Heimatbegriff SOWwle dem Rechts-, Schuld- un Versöhnungsgedan-
ken bestimmt. Im Hınblick auf das 395  Recht auf He1imat:“‘ kamen S1e dem
chluss: „Die theologischen Elemente des Heimatbegriffes können ach Al
lem nicht A7Zu dienen, ein unabdingbares Recht des Menschen auf seine, auf
die He1i1mat begründen‘ (S 115) Be1 der Schuldfrage verwlesen die Au-
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auf die „Schuldverflechtung der Völhker““, machten aber zugleich eut-
lıch, ‚„daß alle Schuld der anderen die deutsche Schuld nıiıcht erklären der
auslöschen annn  CC S 121 In Rıchtung der Verfasser der Bielefelder un der
Lübecker Thesen warnten die Verfasser, ‚sclie Leistungsfähigkeit der heo-
logle für den politischen Rat und die politische Entscheidung“ (S 119) nicht

überschätzen. Ihr pohlitisches Mitreden betreffe „weniger die Oberschicht
der konkreten polıtischen Entscheidung als vielmehr die T1iefenschicht der
inneren Voraussetzungen, des realiıstischen Urteils und der wirklichen Bere1lt-
schaft ZUrr Versöhnung.“ S 119) Die ethischen Erwagungen der enk-
chrift ührten dem Ergebnis, 99- klarer Erkenntnis der gegenseltigen
Schuld und hne Sanktionierung VO  e Unrecht, das nıcht sanktionilert werden
darf, das Verhältnis der Vöhker, namentlich das 7zwischen dem deutschen
un dem p0  ischen Volk, LICU ordnen un dabe1 Begriff un Sache der
Versöhnung auch das politische Handeln als einen unentbehrlichen Faktor
einzuführen.‘‘ (S. 122) DIe Denkschrift wandte sSOmMIt die Versöhnung als
einen Kernbegriff christlicher thik auf die Beziehungen zwischen Völkern
und Staaten 7zueinander und inwiewelt politische Aussöhnung MIt
dem in der jüdisch-christlichen Iradition verankerten Versöhnungsgedanken
korrelierbar 1ISt, 1st bis heute umstritten.

[ J)as sechste Kapıitel stand der Überschrift: „Die deutschen (JIst-
SICNZEN als politische Aufgabe‘“ S 125) [)arın hieß e '9 4SS die Kırche den
Politikern ZWAAaT keine Handlungswege vorzeichnen, ihnen aber den and-
lungsspielraum erweltern könne, indem S1e die Bevölkerung auf notwendige
politische Schritte vorbereitete. DIe 1n der Denkschrift geauberten recht-
ichen. ethischen un theologischen Überlegungen sollten dahıin wirken,
semne Hca Bewegung in die politischen Vorstellungen des deutschen Volkes
hineinzubringen und auch den Nachbarn 1mM (Osten einen Dialog auf 1LCU-

GT Ebene anzubileten“‘‘ ®© 123) IDISS Zeitpunkt ZU politischen Handeln
wollten die Autotren nıcht vorgeben. S1e mahnten aber, A4SSs das „formale
Aroument‘, 11UTr eine künftige gesamtdeutsche Regierung se1 weIltre1-
chenden Entscheidungen befugt, es nicht fechtiertise, „auch die Klärung
der hier auf dem Spiele stehenden Grundsatzfragen auf unbestimmte elit

verschieben‘‘ (S 125)
Durch ihren argumentatiıven, auf Diskussion z1ielenden unterschied

sich die Denkschrift deutlich VO  . den bisherigen kirchlichen Worten. Die

59 Vgl ZU) Gesamtkomplex GERHARD EESTERMÖLLER/HANS-RICHARD REU-
TER (Hg.) Polıitik der Versöhnung, Stuttgart 2002
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Positionen der Vertriebenen wurden 24und durch vorsichtige
ormulierungen versucht, eine Diskussionsbasis schaffen, auf die

weltpolitischen un! gesellschaftlichen Entwicklungen reagleren.
IIie zeitgenössische Rezeption

In der Bundesrepublik stielß die S ogenannte Ostdenkschrift 1im kirchlichen
w1ie 1im politischen Raum auf BESITE  :& sowohl posıitive als auch negatiıve Reso-
anz  60 Da N ihr vorrang1g einen Finstellungswandel gegenüber den OST-

europäischen Nachbarn Q1NS, hatte S1Ee den außenpoltischen Aspekt des VON

ihr behandelten Problemkreises mehr angedeutet als ausgeführt und folglich
die Anerkennung der Oder-Ne1iße-Linte als Grenze nıcht explizit gefordert.
Dennoch Wr durch S1e dieses abu angerührt worden und die Öffentliche
Auseinandersetzung ber diese politische rage eröffnet. Die Debatte schlug
hohe Wellen und dauerte bıs weIlt 1nNs Jahr 1966 hinein IDIS Auftakt mach-

der Vertriebenenpolitiker Herbert Czaja, der die och unveroöffentlichte
Fassung der Denkschrift die katholische Wochenzeitung 39  Echo der S eit“®
weiterleitete, Oktober 1965 Textauszüge der provokatıven
Überschrift „Separate protestantische Außenpolitik?“ erschienen. Damıit
wurde ein Zusammenhang 7zwischen der Denkschrift und der befürchteten
Aufweichung der ostpolitischen Linıe durch den protestantischen ußenm1-
nıster Gerhard Schröder unterstellt.° Außerst charfe Kritik kam VO  w den
Vertriebenenverbänden. S1e beharrten auf ihrem Standpunkt, das Grundge-
ST verpflichte in seiner Präiäambel jede egierung der Bundesrepublik dazu,
die Wiederherstellung des Deutschen Reiches in den rTeNzen VO  . 19237
betreiben. enzahlreichen anderen Vorwuürten unterstellten S1e der
S1e habe mit der Denkschrift ein „Zeugnis VO  5 Wohlverhalten“‘ gegenüber der
DDR abgelegt, ihre gesamtkirchliche Lage verbessern.® Ablehnende
Voten kamen auch Aaus politisch konservatiıven un katholischen Kretisen.
Die offiziellen politischen (Gsremtien außerten siıch zurückhaltend, begrüßten
die Denkschrift, ehnten aber eine Anerkennung der Oder-Neiße-Linie ab

Vgl hierzu uch HENKYS Hg.) Deutschland un se1ine östlıchen Nach-
arn Beiträge einer evangelischen Denkschrift, Stuttgart 1966, 33—91; (wıe
30) 397—415; RUDOLPH (wie 3, 150-210; ECK (wıe Anm 13); 160—206; GRE-

(wıe Anm.
61 Vgl (wıe Anm. 7)’ 565

Pressedienst der Heimatvertriebenen, itliert nach: ECK (wıe 13), 168
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IDIG Bundesregierung enthielt sich jeglicher Stellungnahme. Keiliner WAar

diesem Zeitpunkt einem politischen Vorstoß() berelt. In einer internen
Studie des Gesamtdeutschen Mintisteriums der Denkschrtift wurde indes
vorgeschlagen, die Territorialfrage der Ostgebiete Aaus der Einbindung in die
Wiedervereinigungspolitik lösen, AÄußerungen den Ustgrenzen
erleichtern.®

Im kirchlichen Raum wurde die Ostdenkschrift breit und leidenschaft-
liıch diskutiert: 1n landeskirchlichen Ausschüssen, auf Tagungen der Evan-
gelischen Akademıien, 1n kirchlichen Rundfunksendungen, in den Kıirchen-
kreisen und Gemeinden.“ Aus den kirchlichen Vertriebenenorganisationen
kamen divergxierende Stellungnahmen. IBDIEG Gemeinschaft evangelischer (Jst-
preußen und der Berliner OnNvent ehemaliger ostpreußischer Pfarrer gaben
ihrer Hoffnung Ausdruck, 24SSs die Denkschrift . ‚als Ruf ZUT. Versöhnung
verstanden würde“‘ un:! A4SS „durch Missverständnisse hindurch auch durch
diese Denkschrift alles DA Besten gekehrt“ werde.° er OnNvent CVAall-

geliıscher Gemeinden Aaus Pommern erklärte, 24SS die durchaus das
Recht habe, „brennenden Fragen des Ööffentlichen Lebens Stelung
nehmen ; elt aber e1in espräc. . uber die rechte eurtellung politischer
Fragen VO Kvangelıum her un zugleich im Blick auf die heutige S1ituation
der Vertriebenen‘‘ für notwendig.® charfe K rt1 kam VO stellvertretenden
Vorsitzenden des Ostkirchenausschusses Carl Brummack und dem Mitglied
des Ostkirchenausschusses Eberhard Schwarz, die be1 der Position der e
becker Thesen blieben.®‘ Der Ostkirchenausschuss selbst xab keine offizielle
tellungnahme FANT: Denkschrift ab Am 19 Oktober legte Bischof Wester mit
der Begründung se1n Amt nieder. CT se1 der Abfassung der Denkschrift
niıcht beteiligt worden. Irotz seiner Kritik der Denkschrift wandte 18 sich
jedoch 1n einem Rundschreiben VO Oktober 1965 derzidiert die
falsche un: auch unverantwortliche Weise, w1e auf Heimattagungen

63 EZA Berlin 87/96/529
Vgl ARTIN8Die „„Ostdenkschrift“‘ Z Aussöhnung mit den Ööstlıchen

Nachbarn Deutschlands, in: Christlicher Widerstand Kirchlicher Neuanfang Aussöhnung
mit Polen. Schriftenreihe des Instituts für Vergleichende Staat-Kirche-Forschung Heft 1 9
7991 hier 9
65 /itiert nach RUDOLPH (wıe Anm. 15); 153
66 Ebd. I
67 Vgl ECK (wıe Anm. F 195£€.
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USW. den Heimatvertriebenen gesprochen wird.‘‘°®$ Sein Nachfolger, der
Aaus Pommern stammende (Gsunter Besch, stand der der Vertriebenen-
verbände ablehnend gegenüber un! WAarTr für die EKD-Denkschrift eingetre-
ten.  69 Auf Seiten der Befürworter fanden sich innerhalb des Protestantismus
Barthianer und Lutheraner einer ungewohnten Allıanz 7zusammen. ® {Dies
wurde bereits auf der Arbeitstagung für Synodale AUS der Bundesrepublik
un! West-Berlin in Frankfurt Maın 1m November 1965 offenbaf, auf
der 11UT wenige Synodale der Denkschrift die Zustimmung verweigerten.
In einer Entschließung dankten die Synodalen der K< ammer für die 5 WCS
weisende‘‘ Denkschrift, verschoben jedoch eine ausführliche Ause1nander-
SeEtzZUNg mMit ihr auf die Synode 1m Frühjahr. Deutliche Unterstützung für
die Denkschrift kam VO  - der kirchlichen Jugend. Im Januar 1966 xab die
Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend in Deutschland eine rklä-
LuNg ZU Denkschrift ab S1e identifizierte siıch mi1t deren Inhalt und reihte die
evangelische Jugend 1n die Schuld- un Haftungsgemeinschaft, VO  - der die
Denkschrift gesprochen hatte, ein;  /2 Ihre Gliederungen bat s1e, Begegnungen
mMI1t osteuropälischen Jugendlichen fördern un den in der Denkschrift
geforderten 1a10g intensivieren.

uch die Bischöfe der DDR stimmten dem lext der Denkschrift S1e
unterließen jedoch eine Ööffentliche Stellungnahme, we1l S1e eine solche für die
Diskussion in der Bundesrepublik für ‚„„‚weder notwendig och förderlic CC

hielten. ”® Die Görlıtzer Kirchenleitung fasste hingegen November
1965 einen Beschluss Denkschrift.”* Darın begrüßte S1e diese als „ein
gutes Beispiel, Ww1e die Kirche der ihr 7zukommenden politischen Verantwor-
t(ung gerecht werden versucht‘. bte jedoch zugleich Krit1 daran, 24SS
die evangelische Kirche VON Schlesten als existentiell besonders betroffene

/itiert nach RUDOLPH (wıe Anm. 133 179

Vgl9Katholische Kirche, 776

Vgl HENKYS (wıe 60),
ya Arbeitstagung Frankfurt 1965 Bericht über die Arbeitstagung der dritten Synode der

VO bis November 1965 in Frankfurt/M. der Synode hg. VO  - der Kirchen-
kanzlei der Hannover 1968, A{l2 „ 193

Abdruck 1n: Evangelische Woche (1966)
Auszug AUS dem Vermerk VO 411.1965 über die Konterenz der Bischöfte der I  =

11.1965 (EZA Berlin,
Kr ist wiedergegeben in dem Schreiben des Goörlıtzer Konsistoriums die Kirchen-

kanzlei in Hannover, 6.7.1969 (EZA Berlıin, 104 / 128)
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Gliedkirche der EK  © VOT der Verabschiedung der Denkschrift nicht gehört
worden WAT. Zum Inhalt der Denkschrift stellte die Kirchenleitung kritische
Anfragen: 99  Flatte nıcht doch der oroße politische Zusammenhang, in dem
die rage steht, mehr als angedeutet werden mussen” Ebenso hätte ein Hın-
wels darauf erfolgen mussen, die Telung Deutschlands dem deutschen
Volke eine gemeinsame sachliche Klärung un Besinnung schr erschwert,
WE nıcht unmöglich macht. [Das Argument, daß 11UTr e1ine zukünftige E
samtdeutsche Regierung etzten Entscheidungen befugt sel, dart nıcht
als formal bezeichnet werden. Sal den Faktoren, die einer Berücksichtigung
bedürfen, gehört auch die rage ach dem Lebensraum niıcht 11UTr des polni-
schen, sondern auch des deutschen un des sowjetischen Volkes uch hätte
estärker bedacht werden mussen, daß die Vertriebenen nıcht einfach eine Mas-

VON Individuen Sind, sondern daß WIr CS hier mıit geschichtlich gewachse-
C114 Lebensgemeinschaften haben (deutschen Stämmen!), denen mit
ihrer Vertreibung das geschichtliche Todesurteil gesprochen ist. sich VO  =)

hler aus auch für die rage der sogenannten Kingliederung och besondere
Probleme ergeben, bedarf der Beachtung,“‘ Diese Kritik WAr ein Anzeichen,
A4SSs auch 1n der IDDR das Vertriebenen- und Grenzproblem be1 den davon
Betroffenen och nicht gelöst WAaTr, W1E 6 ETW die ostdeutschen Mitglieder
des Gesamtkirchlichen Ausschusses derG behaupteten: 39  Die der-
Ne1iße-Linte ist in der DDR ein Faktum, dem sich keine Emotionen mehr

c6/5entzüunden können.
Auf der 1n Berlin-Weißensee und Berlin-Spandau tagenden EKU-Synode

WAar die Denkschrift gleichfalls Gesprächsthema. Bischof Jänicke dankte in
seinem Bericht dafür, 24SSs mit ihr ein abu angegriffen und eine „„Bewe-
Sung auf Versöhnung hın“ in Gang gebracht worden Nal  /6 Im gemeinsa-
THE Beschluss der OST- und westdeutschen Synodalen den Berichten der
Ratsvorsitzenden wurde die Denkschrift als eın Beitrag gewürdigt, der T:

Versachlichung der Diskussion und kritischen Urteilsbildung diene.'” DIe
Gliedkirchen wurden gebeten, das Gespräch ber die durch die Denkschrift
gestellten Fragen fördern und die amıt verbundenen seelsorgerlichen

75 Protokall der Sitzung des Gesamtkirchlichen Ausschusses der Arbeitsgemeinschaft
Evangelischer Jugend in Deutschland 14.—16.3.1966 (Aae] Hannover, 1)
76 Bericht ber die Synode der Evangelischen Kirche der Uni0on. Tagung VO

November b1s Dezember 1965 Hg. 1 des Rates VO  - der irchenkanzlei der Evan-
gelischen Kirche der Unilon, erlin 196
F Ebd.,
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Aufgaben nehmen. ® Den Rat forderte Iinan auf, stärker die Ver-
bindungen den östlichen Nachbarn unı insbesondere deren Kirchen

suchen. In der Erläuterung des Beschlusses wIies Johannes Hamel, der
Vorsitzende des Berichtsausschusses in Weißensee, darautf hın, 4SS CS dem
Ausschuss VOT allem SEINE Versöhnung mMIit unseren Ööstlichen Völkern
ohne die Nivelllerung der seelsorgerlıchen un! sonstigen Aufgaben, die AUSs

der Vertreibung V  . ber 10 Milliıonen Deutschen erwachsen‘‘, gehe.“
Die 1m Marı 1966 in Berlin-Spandau versammelten westdeutschen

EKD-Synodalen befassten sich intensiv mMi1t dem 'IThema „Vertreibung und
<c 80  Versöhnung“‘. In der verabschiedeten Erklärung betonten s1e, A4SS der
Inhalt der Denkschrift GE ewlssen nicht als Glaubenswahrheit  CC binde,
sondern ein Angebot der Kirche ZARBE Reflexion un Diskussion darstelle.®
och einmal IN InNnan auf verschiedene strittige Aussagen der Denkschrift
ein, erläuterte un präzisierte s1e, ftormulierte manches auch vorsichtiger.
Besonders betont wurde in der Erklärung der Gedanke der „Aussöhnung“
als Voraussetzung für eine „Friedensordnung““ un CS wurde dabe1 beide
deiten, die deutsche Ww1Ee die polnische, appelliert.* Hoffnung hierauf xab
den Synodalen der Brief der Öömitsch-katholischen Bischöfe Polens VO 185
November 1965; 1in dem diese Vergebung für deutsche Schuld gewährten
un Vergebung für polnische Schuld baten. Auf der nıcht Öffentlichen
Arbeitstagung der EKD-Synode in Potsdam-Babelsberg,“ wurde die rch-
lıche nııtlatiıve ZU Problemkreis „Vertreibung und Versöhnung“‘ begrüßt,
die politische Dimension aberQu: des theologischen Aspekts der Ver-
söhnung ausgespart.

Die Kirchenkanzle1i der EK!  ( jeden Kirchenkreis ihrer Gliedkirchen mMit mM1inN-
destens Exemplaren der Denkschrift. SO konnte auf den Pfarrkonventen die Erörterung
ber die durch die Denkschrift gestellten Fragen auf breiter Basıs erfolgen. Vgl Hildebrandt

Rat der 2.4.1966 (EZA Berlın, /1486)
Bericht Synode EKU 1965 79
Berlin und Potsdam 1966 Bericht über die vierte Tagung der dritten Synode der

VO bis März 1966 in Berlin-Spandau und VO bhis Marz 1966 Potsdam-
Babelsberg. der Synode hg. VO'  - der Kirchenkanzle1 der Hannover 1970: 10221 3 9
188—229, 2222756
81 Ebd. AF

Vgl ausführlich Entstehung un Rezeption der Synodalerklärung: RUDOLPH (wıe
Anm 13); 21 MDA

Berlin unı Potsdam 1966 (wıie Anm. ÖU), 4/4
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DIe SED reaglerte auf die Ostdenkschrift der angeblichen ‚„„‚westdeut-
schen Militärkirche‘‘ niıcht Ww1eE befürchtet negatıv, sondern eher irriıtiert. DDas
Politbüro un das Sekretariat des der SED wurden bereits (Il=
tober VO  - der Arbeitsgruppe Kirchenfragen ber ihren Inhalt intormiert.
Dabei erklärte 11a sich den ostpolitischen Vorstolß der der nıcht 1ns
Feindbild PasSscnh wollte, damit, A4SS D  $ alte /Z1ele mM1t Aexibleren Mitteln
durchgesetzt werden sollten ein Erklärungsmuster, das in der Folgezeit auf
jegliche Veränderungen in der bundesrepublikaniıschen (Jet: und Deutsch-
landpolitik angewandt wurde.

Die Wırkungsgeschichte der Ostdenkschrift

DIie Denkschrift NC}  n 1965 blieb nıcht als ‚„ Vertriebenendenkschrift“‘ in Erin-
NCIUNG, sondern als „‚Ostdenkschrift“ [Dieser Umstand verwelst bereits auf
ihre Wirkungsgeschichte. Der Historiker Peter Bender hat S$1e als einschne1-
dende „Zäsur in der Meinungsbildung“‘ in Fragen der Ostpolitik bezeich-
net.®* Und der 'lat ırug die Auseinandersetzung die Denkschrift in der
Bundesrepublik ZUuUr allmählichen Revision ErStTatftfer politischer Positionen
be1 un bereitete amıt die LCUE Ostpolitik““ der so71allıberalen Koalıtion

Bundeskanzler Wılly Brandt VOTF.  85 In der zweıten Hälfte der 6Uer Jahre
fand ein deutlicher einungs- un! Wertewandel der BevölkerungDU
einer Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze Wollten sich im Februar
1966 och Prozent der Westdeutschen M1t der Oder-Ne1iße-Grenze nicht
abfinden, 1im November 1969 52 Prozent Azu bereit; unter den
Vertriebenen D Prozent und 1m Aprıl 1970 5 / Prozent.®°
Im Maı 1970 sprachen sich annn 5() Prozent der befragten Westdeutschen
dafür auUsS, die Oder-Neiße-Linie als endgültige Grenze anzuerkennen. Im
Herbst 1970 befürworteten auch 5() Prozent der befragten Vertriebenen eine
endgültige Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze.? Publizisten wIie Marıon
Gräfin Dönhoff un Christian raf Krockow, die Aaus dem (JIsten ‘9
unterstutzen NaC.  t1g die s LICUC Ustpolitik“‘.

BENDER: DIie „Neue UOstpolitik” un! ihre Folgen, München 1996, 124

85 Vgl HCC (wıe 13)
Vgl MANUELA Deutschlandpolitik in der öffentlichen Meinung. Kinstellun-

SCH un Regierungspolitik der Bundesrepublik Deutschland 1949 bis 1990; Opladen 1999
2472

Ebd.
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Innerprotestantisch atte die Denkschrift zunächst eine stark polarisierende
Wirkung und wurde gerade nationalkonservative Protestanten ZUIN Signum
einer Fehlentwicklung der evangelischen Kıiırche Im Zuge der außerst heftigen
Auseinandersetzung die Denkschrift formierten sich 1966 national und
antıpluralistisch eingestellte Protestanten in der „Notgemeinschaft evangelı-
scher Deutscher‘‘. DIe im Januar 1966 gegründete, wesentlich erfolgreichere

Sn„Bekenntnisbewegung ‚Kein anderes vangelıum wandte sich eine
„Politisierung der Kirche”. wI1e S1Ee in der Denkschrift ZU) Ausdruck komme.
Die Bekenntnisbewegung oppontierte insgesamt den 1n den 1960er
Jahren sich beschleunigenden Prozess der Auflösung des traditionellen Ver-
ständnisses der Bibel als (sottes Wort bZzw. generell die Iraditionsab-
brüche inTun Gesellschaft. ®8

Keine unmıittelbare Wirkung erzielte die Denkschrift in ihren Forderungen
ach einer Verbesserung der „ader Vertriebenen‘‘, auch WEn Philipp VO  $

Bismarck das KEingliederungskapitel in einem Artikel in der Wochenzeltung
DIe Zeeit als den „nobelsten Weil®® der Denkschrift bezeichnet hatte.® Ange-
sichts der Dominanz der ostpolitischen Rezeption der Denkschrift gelang
5 ihr nicht, das chicksal der Vertriebenen und ihre och immer schwierige
Lage 1ins Öffentliche Bewusstsein bringen und ihre Integration die bundes-
deutsche Gesellschaft verbessern. IDIEG VO  . der Denkschrift geforderte
s LICUC Phase der Auseinandersetzung mit dem Vertriebenenproblem“‘ blieb
au  N Zumindest in der Offentlichkeit WwWAar die so7z1ale und gesellschaftliche
Integration der Vertriebenen ein 'LThema mehr.?” Se1it Anfang der sechziger
Jahre atte sich der opos VO  $ der „gelungenen Integration“ entwickelt, die
Integration der Vertriebenen galt fortan als Teıl der politischen Leistung
der Bundesrepublik AT Bewältigung der Kriegsfolgen. [ dIie Aufarbeitung
der traumatisierenden Erfahrungen VO  . Heimatlosigkeit wurde nıcht als g-
samtgesellschaftliche Aufgabe begriffen.” IDIEGE Vertriebenen erlebten einen

88 Vgl hierzu SIEGFRIED HERMLE Die Evangelikalen als Gegenbewegung, ERS
CLAUDIA LEPP/HARRY (Hg.) Umbrüche. er deutsche Protestantismus und die
soz1alen Bewegungen in den 1960er und /0er Jahren, Göttingen 2007, 225251

Ebd.
Se1it den achtziger Jahren wurde die Integration der Vertriebenen die westdeutsche

Gesellschaft jedoch einem IThema der sozlalgeschichtlichen und sozlalwıssenschaftlichen
Forschung. Vgl ARION FRANTZIOCH Die Vertriebenen. Hemmnisse un! Wege der
Integration, erlın 1987
91 Vgl ANDREAS KOSSERT, K alte He1imat. DIie Geschichte der Vertriebenen nach 1945,
München 2009
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schmerzhaften Rollenwechsel ‚„ VOMM Patenkind Z z<92  Unperson der durch
die Selbstisolierung der Vertriebenenorganisationen och verstärkt wurde.
uch be1 einem Teıil der Vertriebenen selbst INg dieser mMi1t Empathie fOr-
mulierte Teıil der Denkschrift dem Aufschre1 ber einen anstehenden
ostpolitischen Paradıgmenwechsel und führte einer Entfremdung
VO  - der evangelischen Kirche.?

Wirkungsgeschichtlich WArTr SOmMIt der 7zwelte Teıil der Denkschrift der be-
deutendere, da den langwierigen Versöhnungsprozess 7zwischen Deutsch-
and un! Polen in Gang SATZTE Bereits be1 ihrem Erscheinen tand S1e in Polen
Zustimmung un Sympathie.”” ach FEinschätzung Richard VO  . We1izsäckers
handelt S sich be1 der Ostdenkschrift die wichtigste politisch-ethische
Äußerung der Evangelischen Kirche in der Nachkriegszeit””. Tatsächlich
konnte sich die evangelische FC mMi1t ihr 1m Ontext VO  w Vergangen-
heitsaufarbeitung und Versöhnung als UOrlentierung gebende Kraft 1in einer
siıch wandelnden Gesellschaft profilieren. DIe Denkschriftendenkschrift 4AUS

dem Jahr 2008 sieht 6S als bleibende Aufgabe der kirchlichen Denkschriften,
„Denkanstöße geben, eine Fragestellung VO  - orober ffentlicher Bedeu-
tung in grundlegender Weise erortern un! Argumente für die Diskussion

liefern.  <cI6 S1e sollen ihre Themen ebenso sachgemälß; wIeE in glaubwürdiger
seelsorgerlicher Welise behandeln.?” DDiese Aufgabe hat die Denkschrift A IE
Lage der Vertriebenen und das Verhältnis des deutschen Volkes seinen
Ööstlıchen Nachbarn‘“‘ zweifelsohne ertuüllt.

SCHLAU, Die Eingliederung in gesellschaftlicher Hinsıicht, 1n: ANS
VO MERKATZ Hg.) Aus Irummern werden Fundamente. Vertriebene Flücht-
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„WIascıwe sIiowo wiascıwym czasıe” SCHNCZA recepcJa „Memorialu Weschodu”
Kosciola Ewangelickiego swiıetle uwarunkowan spolecznych relig1jnych

Uwzgledniajac uwarunkowanıa polıtycznego, spolecznego rel1g1)neZ0 FOZWOJU
Republice Federalne) 1em1eC okresıe lat 60-tych wıeku, autorka artykulu pro-
buje odpowiedziec pytanıe, CZY Ewangelıckı Kosc1io1 1em1eC Oog1aszaJac

965 „Memorial Weschodu” mög zasadnıczy sposob doprowadzıc do Aa1N-
teresowanıla tematyka wypedzonych szerokım publıcznym forum dostarczyc
argumentOow nıezbednych do dyskus]ı nad C tematyka. Bada ONa hıstorie P OW-
stanıla, Zawartosc, OWCZeSNa recepCJe, jak röwn1ez hıstorıe zasıeg oddzıalywanıa
„Memorı1alu Wechodu” wynıku tych badan Okazuje S1€, 17 „Memorı1al”
wprowadzıl do dyskus])ı wyrazne akcenty SPIAWg Jego kategor11! moralnych et-

nıcznych punktow wıdzen1a, Z7AS Ewangelıckı Kosc1io1 1em1eC dzıek1ı Jezo orlentac]1
nakıerowane) rozlıczenı1e s1€ przesziosc1a3 pojednanıe otrzymai nıezbedna
energ1ie do dz1alanıa zmien1aJacym s1e spoleczenstwıe. uwag domiınacje
wschodni10-polityczne) recepc]1 „Memor1alu” nNn1ıe udalo s1e Jego posrednictwem

wprowadzeni1e tematykı losu wypedzonych iıch c1agle trudnego polozen1a do
SZersZe] $wıadomoscı publıczne), jak röwn1e7z POPTAWE PTOCCSU iıch integrac]1ı

spoleczenstwem Republıkı Federalne) Nıemuiec. Postulowana „Memori1afl”
„NOWA faza rozliczen1a s1e problemem wypedzonych” n1e zoöstala spelinı10na. Przy-
najmn16e) jednak kwest1a socjalne) spofeczne] integrac]1 wypedzonych diugı
Za5 n1e byla JuZ zadnym ematem sferze publıczne).


